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Unsere Zeit nennt sich mit einem gewissen Stolze die 
Zeit der Socialreform , der socialpoli tischen Gresetzgebnng. 
Schutz der wirthschaftlich Schwachen, Eingreifen in das freie 
Spiel der wirthschaftlichen Kräfte im Gemeininteresse sind die 
Ziele dieser Legislation. Die Worte „socialpolitisch, Social- 
reform" sind zweifellos -kcHlm zwei Decennien im Grebraache. 
Ist auch die Sache, welche sie bezeichnen, ein völlig neues 
Gebilde? Die Antwort auf diese Frage scheint ziemlich nahe 
zu liegen. Gewiss hat zu den verschiedensten Zeiten die Gesetz- 
gebung im Gemeininteresse die individuelle wirthschaftliche 
Freiheit beschränkt, gewiss hat es auch von jeher eine empor- 
kommende Bevölkerungsschichte — ich erinnere nun an die 
Plebejer des alten Rom — verstanden, die wirthschaftliche 
Bedrückung zu beseitigen und sich einen Antheil am Genüsse 
des Nationalvermögens zu verschaffen; allein socialpolitische 
Massregeln in der heutigen Gestalt, insbesondere Schutz und 
Fürsorge für die arbeitenden Classen, sind — so scheint es — 
eine Errungenschaft unserer Zeit. 

Auch diese Illusion muss zerstört werden. Auf einem 
besonderen Wirthschaftsgebiete — dem Bergbau — sind jene 
Probleme, welche unsere Zeit so lebhaft beschäftigen, bereits 
vor Jahrhunderten an die Gesetzgebung herangetreten und die 
Art ihrer Lösung hat eine unverkennbare Aehnlichkeit mit 
den socialpolitischen Massregeln unserer Zeit. Diese Entlehnung 
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2 Prof. Dr. A. Menzel: Sociale Gedanken im Bergrecht. 

ans der älteren Berggesetzgebung ist schwerlich eine bewusste ; 
höchstens bezüglich der Unterstützung der in Noth gerathenen 
Arbeiter lässt sich ein geschichtlicher Zusammenhang nach- 
weisen. Um so merkwürdiger ist die vielfache Uebereinstimmung 
alter berggesetzlicher Normen mit Sätzen des heutigen Gewerbe- 
rechtes. 

Diese Uebereinstimmung modernster Gesetzgebung mit 
Anordnungen, welche zum Theile bis tief in's Mittelalter zurück- 
zuverfolgen sind , ist an sich gewiss nicht ohne Interesse. *) 
Gesteigert wird jedoch dieses Interesse an < der alten Berg- 
gesetzgebung durch zwei Beobachtungen. Einmal treten bei 
der Regelung der Arbeiterverhältnisse in den älteren Berg- 
gesetzen sociale Gedanken hervor, welche auf dem Gebiete des 
modernen Industrierechtes bisher keinen Ausdruck gefunden 
haben ; so namentlich eine Mitwirkung öffentlicher Organe bei 
der Festsetzung des Arbeitslohnes. Aber auch ausserhalb des 
Arbeitsverhältnisses weist das Bergrecht ferner einzelne Rechts- 
Sätze auf, welche eine sociale Färbung tragen. Sie betreffen 
namentlich die Ausübung des Bergwerkseigenthums und tragen 
dem Gemeininteresse in intensiverem Masse Rechnung, als dies 
auf anderen Gebieten des Privateigenthums der Fall ist. 

Besonders markant tritt der sociale Charakter des Berg- 
rechts in jener Periode der Berggesetzgebung hervor, welche 
man als die Zeit der Herrschaft des Directionsprincips zu 
bezeichnen pflegt, in der Zeit vom Beginne des sechszehnten 
Jahrhunderts bis zur Mitte unseres Jahrhunderts. Allein schon 
vorher, schon in den ältesten Aufzeichnungen des Bergrechts 
finden sich Rechtssätze der bezeichneten Art und selbst das 
moderne Bergrecht Deutschlands und Oesterreichs hat 
ihre Spuren nicht gänzlich verwischt, so sehr es auch das 
Bestreben zeigt, den Bergbau den gewöhnlichen privatwirth- 
schaftlichen Grundsätzen zu unterwerfen. 

"Warum sind nun aber gerade auf dem Gebiete des Berg- 
rechts sociale Gedanken so frühzeitig hervorgetreten? Diese 
Erscheinung lässt sich folgender massen erklären: Das Berg- 



^) Da88 das ältere Bergrecht die Verhältnisse der Arbeiter aasfährlich 
ordnet, konnte natürlich Niemandem entgehen, der sich mit dem älteren Bergrechte 
befasste. Allein eine qnellenmässige Darstellung, namentlich nnter Benützung 
der österreichischen Rechtsquellen, existirt bisher nicht. 
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Prof, Dr. A. Menzel: Sociale Gedanken im Bergrecht. 3 

werkseigenthum ist eine neuere Beehtsbildung, eine von Eigen - 
tham am Grrund und Boden abgetrennte, gewissermassen künstlich 
geschaffene Gerechtigkeit. Dies erklärt es zunächst, dass der 
Staat hier Eingriffe wagen, Beschränkungen auferlegen konnte, 
welche er gegenüber anderen, durch ihr Alter geheiligten Eigen- 
thumsverhältnissen nicht wagen durfte. Der Bergbauunter- 
nehmer erhält seine Berechtigung sichtbar aus den Händen 
des Staates (früher des Regatherrn), warum sollte dieser den 
Belieh enen nicht auch gewisse Pflichten auferlegen können? 
Eine andere Q-ruppe socialer Gedanken im Bergrecht wurzelt 
in natürlichen Verhältnissen. Der Bergarbeiter war der erste 
freie Arbeiter des Mittelalters, der Bergbau ist die 
älteste Grossindustrie mit Anwendung von Maschinen. 
So erklärt es sich, dass dieselben Probleme, welche das heutige 
Industrierecht beschäftigen, schon vor Jahrhunderten an die 
Berggesetzgebung herangetreten sind und eine Lösung erheischt 
haben. Dass diese Lösung eine den Interessen der Arbeiter recht 
günstige gewesen ist, wird sich später zeigen. 

Die socialpolitischen Rechtssätze des Bergrechts sind 
demnach keineswegs eine Schöpfung des Polizeistaates ^), des 
aufgeklärten Absolutismus, wie bisher vielfach angenommen 
wurde. Wohl aber war der Polizeistaat des vorigen Jahrhunderts 
natürlich bestrebt, die schon gegebene staatliche Machtsphäre 
hinsichtlich des Bergbaues zu erweitern. Am kräftigsten hat 
in dieser Beziehung die preussische Gesetzgebung unter Fried- 
rich dem Grossen gewirkt. Hier sind es, wie wir später sehen 
werden, nicht mehr einzelne sociale Gedanken, es ist ein Stück 
Staatssocialismus , welches auf dem Gebiete des Bergbaues 
Verwirklichung gefunden hat. 

I. 

Der sociale Charakter des Bergwerkseigenthums zeigt 
sich bei Betrachtung seines Inhalts und den mit ihm ver- 
bundenen Pflichten, Es gewährt eine durch ihren Zweck 
individualisirte und mit einer Reihe von Pflichten 
verbundene Herrschaft. 



') Dieser Ausdruck wird hier selbstverständlich als Bezeichnung einer 
geschichtlichen Thatsache, ohne Absicht einer Kritik, verwendet. 
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4 Prof. Dr. A. Menzel: Sociale Gedanken im Bergrecht. 

Das Bergbaurecht gewährt schon begrifflich nur eine 
begrenzte Sachherrschaft. Der Bergbauberechtigte kann alle 
jene Handlungen, aber auch nur jene Handlungen in seinem 
örtlichen Gebiete vornehmen, welche zur Erreichung eines be- 
stimmten Zweckes — der Gewinnung gewisser nutzbarer 
Mineralien — erforderlich sind. Sein vernünftiges Interesse ist 
das Maass seiner Berechtigung. Dadurch hebt sich das Berg- 
werkseigenthum scharf ab vom Eigenthum des allgemeinen 
Privatrechts, Und dennoch ist es — will man nicht über Worte 
streiten — als wahres Eigenthum anzuerkennen. Es ist kein 
blosses Gewerberecht , denn es gewährt eine Sachherrschaft ; 
es ist auch kein dingliches Nutzungsrecht, da ja der Eigen- 
thümer als solcher kein Bergbaurecht hat und dieses daher 
das Eigenthumsrecht gar nicht beschränkt. Es ist ein durch 
seinen Zweck individualisirtes Eigenthumsrecht an einem 
räumlich begrenzten Stück der Erde, und zwar nicht blos de» 
Erdinnern. s) 

Nur ganz kurz soll erwähnt sein, dass auch die Art 
der Erwerbung des Bergwerkseigenthumes nicht ohne 
sociale Färbung ist. Die einzige originäre Erwerbsart bildet 
bekanntlich die staatliche Verleihung. Der Rechtsgrund 
dieser Action ist aber regelmässig der Aufschluss einer 
mineralischen Lagerstätte durch den Gesuchssteller. Der rechts- 
philosophische Grund des Erwerbes liegt demnach in der 
Schaffung, beziehungsweise Entdeckung von Gütern. Es bedarf 
keiner Ausführung, dass dieser Erwerbsgrund mit dem Ge- 
meininteresse im engsten Zusammenhang steht. 

Schon das allgemeine Privatrecht statuirt bekanntlich 
Beschränkungen des Eigenthums zu Gunsten des Gutsnachbars, 
Beschränkungen, welche unter dem Namen des Nachbar- 
rechtes zusammengefasst werden. Auch im Bergrecht finden 
sich natürlich ähnliche Eigenthumsbeschränkungen im Interesse 
des Bergwerksnachbars, sie sind aber noch durch zwei 
eigenthümliche Rechtsinstitute vermehrt, durch 
die Pflicht zur Hilfeleistung gegenüber dem Nachbar 



^) Denn auch das Grund ei gen thnm gewährt eine Herrschaft in der Tief<^ 
und umgekehrt das Bergbaurecht auch eine durch seinen Zweck geforderte 
Herrschaft über die Oberfläche. Es ist hier nicht der Ort, diese Gedanken näher 
auszuführen und zu begründen. Ich unterlasse daher auch Literatnrangaben. 
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Prof. Dr. A. Menzel: Sociale Gedanken im Bergreclit. 5 

und dureh die Pflicht, die Mitbenutzung gewisser Anlagen 
2a gestatten (Z wangsdienstbarkeiten). 

£ o h 1 e r hat in einer schönen Abhandlung : „Die Menschen- 
hilfe im Privatrecht" *) zu zeigen versucht, wie das Privatrecht 
die Gewährung der Hilfe indirect begünstigt; eine directe 
Pflicht zur Hilfeleistung ist dem Privatrecht fremd. Der Ver- 
fasser hat jedoch übersehen, dass gerade das Bergrecht 
eine solche Rechtspflicht festsetzt. Was sonst nur als ethische 
Pflicht anzusehen ist, wurde hier zum Rechtsgebote erhoben. 
Der §. 190 des österreichischen Berggesetzes bestimmt: 

Jeder Bergbauunternehmer ist verpflichtet, sobald er 

' von Unglücksfällen in benachbarten Bergwerken Kenntniss 

erhält, alle seine verfügbaren Arbeitskräfte, soweit es ohne 

Gefährdung seines eigenen Bergbaues möglich ist, gegen 

massige Vergütung zur Hilfe aufzubieten. 

Ebenso verordnet §.205, Absatz 3 des preussischen 
Berggesetzes: Die Besitzer der benachbarten Bergwerke sind 
zur Hilfeleistung verpflichtet.*^) 

Während ferner auf dem Gebiete des allgemeinen Privat- 
rechtes für das nachbarliche Verhältniss lediglich das Verbot 
der Chikane Anerkennung erhalten hat, ist das Bergrecht auch 
in dieser Richtung viel weiter gegangen. Hier gilt nicht nur 
der Satz : Was Dir nichts nützt, aber Deinem Nachbar schadet, 
sollst Du unterlassen, sondern auch noch : Was Deinem Nach- 
bar nützt. Dir aber nicht schadet, musst Du gestatten! 

Dies ist der Grundgedanke der uralten bergrechtlichen 
Normen über das Mitbenützungsrecht an Bergwerks- 
anlagen. Schon die älteste Bergordnung, welche uns über- 
liefert ist, die des Bischofs Friedrich von Trient vom Jahre 1208, 
verbietet, eine Ventilation zum Nachtheile des Nachbargewerken 



*) Jahrbücher für Dogmatik von Iheriog und Unger. Bd. 25. S. 1 ff. 

^) Die Verletzung dieser Bechtspflicht macht straffällig (§. 207 preoss., 
%, 250 österr. Berggesetz) ; ob anch eine privatrechtliche Ersatzpflicht eintritt, 
ist zweifelhaft. Uebrigens findet sich die Pflicht znr Hilfeleistung schon im 
französischen Bergpolizeidecrete vom 3. Jänner 1813. Das ältere Bergrecht 
enthält meines Wissens keine solche Norm, vermnthlich, weil erst die grosse 
Entwicklung des Kohlenbergbanes eine rasche Hilfeleistung bei üngläcksfällen 
als dringendes Bedarfniss erscheinen Hess. 
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ZU schliessen; sie soll ihm auch zu Gute kommen.^) Die 
späteren Eechtsquellen statuiren ein Mitbenützungsrecht des 
Nachbars zu Zwecken der Förderung, Wasser- und Wetter- 
lösung, immer unter der Voraussetzung, dass dies für das 
dienende Bergwerk nicht schädlich sei. Für diese Benützung 
ist jedoch ein Entgelt zu entrichten, welches in den Quellen 
die technische Bezeichnung „Steuer" führt. Im Streitfalle setzt 
der Bergrichter mit den Geschworenen fest, ob die Voraus- 
setzungen dieses Mitbenützungsrechtes gegeben sind und wie 
hoch das Entgelt zu bemessen ist.^) 

Von den neueren deutschen Berggesetzen haben das 
österreichische und das sächsische dieses Institut der „notL- 
wendigen Servituten" beibehalten , während das preussische 
Berggesetz dieselben beseitigte. 

Es ist eine zweifache juristische Auffassung dieses nach- 
barlichen Mitbenützungsrechtes möglich : Man kann in ihm 
eine gesetzliche Beschränkung des Bergwerkseigenthums 
erblicken; die Bergbehörde hat nur das Vorhandensein der 
Voraussetzungen zu constatiren. Oder aber man legt der Ent- 
scheidung der Bergbehörde constitutive Wirkung bei, sie 
schafft von Fall zu Fall nach Bedürfniss ein Servitutsrecht, 
das sonst regelmässig durch freiwillige Bestellung entsteht. 
Für das geltende österreichische Recht ») ist diese letztere 
Construction, die Auffassung alsZwangsdienstbarkeiten, 
als die zutreffende zu bezeichnen ; eine Analogie bietet die im 
österreichischen Reichs- Wassergesetz , §. 15 , 18 zugelassene 



®) Jnsuper volumus^ quod si aliqui laboratores ventum invenerint cum 
eorum ferris^ quiete et pacifice illud apertum dimittant etc. 

^) Joachimsthaler Bergordnnng von 1548 , Art. 31 des 2. Theües 
nnd namentlich die Bergwerksgebräaclie in Joachimsthal, Appendix zu Art. 31, 
§§. 20 — 22 nnd ad Art. 22, §. 8. Daselbst heisst es : „Hierinne sol man alle 
Wege daranff gnte Achtung geben , dass das Bergwerk in diesen Sachen ge- 
fördert, kein Thel das Andere fürsetzlich nnd mnthwillig wider die Billig- 
keit hindere. Denn es können nicht allewege alle Zechen eigene Schächte 
haben zur Fördeiniiss." Vgl. ferner Schwatzer, Erflodnog (Weistham) vom 
Jahre 1556, VIII, 4; ungarische Bergordnung vom Jahre 1575, Art. 8, 3; 
Erläuterung der alten Bergordnung der Städte Cremnitz etc. Art. 5, §. 9 
nnd Art. 9; vgl. Wagner, corpus juris metallici, S. 73, 95, 145, 187, 244, 
251, 404. 

8) §§. 191—197 des Berggesetzes. 

486 



Prof. Dr. A. Menzel: Sociale Gedanken itn Bergrecht. 7 

zwangsweise Bestellung von Wasserservituten. Ob dieses In- 
stitut der Bergbau-Dienstbarkeiten sich praktisch stets bewährt 
habe, ist hier nicht zu untersuchen. Für unseren Zweck genügt 
es zu constatiren, dass das Bergrecht auch im Nachbarrechte 
zuerst den Gedanken einer unschädlichen Mitbenützung, einen 
eminent socialen Gedanken^) in Kechtsformen gekleidet hat. 

Besonders scharf tritt der sociale Zug im Bergwerks- 
eigenthum hervor bei Betrachtung der mit ihm verknüpften 
Pflichten. Der Satz, kein Recht ohne Pflicht, ist hier zur 
Wahrheit geworden.^o) Es handelt sich hier nicht etwa nur 
uni äusserliche, polizeiliche BeschränkungCD, wie sie sonst auch 
auf dem Gebiete des Vermögensrechtes vorkommen. Diese 
Pflichten sind vielmehr dem Bergwerkseigenthum immanent; 
ihre Verletzung hat zunächst privatrechtliche Wirkungen. 
Einzelne dieser Pflichten haben auch auf anderen Gebieten des 
Vermögensrechtes in unserer Zeit Eingang gefunden, so im 
Wasserrecht, Forstrecht, Agrarrecht, Erfinder- und Gewerberecht. 

Diese Pflichten sind: 

Die Pflicht des Gebrauches, der wirklichen Ausübung 
des Bergwerkeigenthums ; Pflicht zur Bauhafthaltung; die 
Pflicht des wirthschaftlichen Betriebes (Verbot des Raubbaues); 
die Pflicht des für fremde Rechte unschädlichen Gebrauches 
(Schadenverhütung und Schadenersatz). 

Die Pflicht, das verliehene Bergwerk überhaupt zu be- 
treiben, ist schon in den ältesten Aufzeichnungen des Berg- 
rechtes , in der Tridentiner i^) , Iglauer 12) , Freiberger ^^) und 

^) Wie Schenchenstuel in den Motiven zu den genannten Para- 
graphen des österreichischen Berggesetzes constatirt, haben manche Gutachten 
die Zwangsdienstbark eiten als eine commnnistische Einrichtung bezeichnet. 
Auch die Motive des prenssischen Berggesetzes sprechen sich gegen das 
Benutzungsrecht an den Anlagen des Kachbars unter Anderem auch deshalb 
aus , weil dasselbe mit dem Begriffe des Eigenthums im Widerspruche stehe ! 

^^) Vgl. die glänzenden Ausführungen von Gierke, Die sociale Auf- 
gabe des Privatrechtes, S. 17 ff. 

^*) Item ai quia partem ad puteom ceperit et illum per quindicem 
dies dimiserit, quod eam non laboret^ exinde qui cumque illam intromiserit 
et laboraverit^ aua ait (Abs. 12 der B. 0. von Trient, 1208). 

^^) Absatz jfde stollonihua hereditariis^ , Wenn der Betrieb durch 
7 Wochen unterlassen wurde, tritt der Verlust des Bergbaurechtes ein. Vgl. 
Tomaschek, Deutsches Hecht in Oesterreich, S. 322. 

^8) Urkunde A, §§. 10—12 bei Er misch, Codex dipl. Saxon, II, S.269. , 
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Kuttenberger 1*) Satzung, ferner im Schladminger Bergbrief ^'^) 
als eine Voraussetzung für die Fortdauer der Bergbau- 
berechtigung statuirt. Alle späteren deutsehen und öster- 
reichischen Bergordnungen normiren diese Pflicht zur Banhaft- 
haltung aufs Genaueste. Sie schreiben das Minimum des Be- 
triebes vor, welches die Bergbauberechtigten zu prästiren 
haben, sie regeln die Fristungen i*) und die Freierklärung. i^) 
Das geltende österreichische Berggesetz *®) hat an der Betriebs- 
pflicht principiell festgehalten , wenn auch im Einzelnen Mil- 
derungen eingetreten sind.^^) Die neueste Gesetzgebung, an 
ihrer Spitze das preussische Berggesetz ^^) , erkennt eine Be- 
triebspflicht nur in dem Falle an, wenn ein überwiegendes 
öfientliches Interesse die Fortsetzung des Betriebes fordert. 
Damit ist die altehrwürdige Pflicht zur Bauhaf chaltung nahezu 
gänzlich beseitigt; ob auch nicht hier wieder ein Umschwung 
eintreten wird, ist keineswegs ausgemacht. ai) 

Die Pflicht des Gebrauches ist übrigens auch auf einem 
anderen Zweige des Vermögensrechtes, auf dem Gebiete des 
Patentrechtes, zur Anerkennung gelangt und ein neuerer 
socialpolitischer Schriftsteller 22) erblickte in der Ausdehnung 
dieser Pflicht auf das gesammte Vermögensrecht, insbesondere 
auf das Grundeigenthum, ein Mittel zur Lösung der 
socialen Frage. 

Das Postulat des wirthschaftlichen Betriebes enthält 
zunächst das Verbot, auf Kosten der Zukunft einen momen- 
tanen Gewinn zu erzielen. Der Abbau der Lagerstätte soll 
ein vollkommener sein , der künftige Betrieb darf nicht er- 
schwert oder verhindert werden. Dieses Verbot des ßaub- 



") Bach 2, Cap. 5. 

") §. X (Lori, Bayerische Berggesetze, S. 5). 

^^) Eathebiing von der Betriebspflicht auf bestimmte Zeit. 

^^) Gerichtlicher Aussprach, dass eine Bergbanberechtigang wegen Nicht- 
betriebes erloschen ist. 

^^) lieber den Bechtsznstand bis zum Berggesetze (1854) s. Schneider. 
Lehrbuch des Bergrechtes. 1848. S. 197 ff. 

") §§. 170 ff. Berggesetz. 

^^) §. 65 des preuss. B. G. 

^^) Vgl. die goten Bemerkungen von Leuthold, Das österreichische 
Bergrecht. S. 203, 304. 

*') Heinrich Maarus, „Ueber die Freiheit in der Volkswirthschaft", 
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bau es, welches auf dem Gebiete des Forst-, Jagd- und 
Fisehereirechtes erst in neuerer Zeit zu gesetzgeberischer An- 
erkennung gelangt ist, ist in den Bergrechtsqueilen schon von 
altersher ausgesprochen. Schon die conatitutio Juris metallici 
von Wenzel II. im Jahre 1300 droht mit der Entziehung des 
Bergbaurechtes, ai aliqui montani auo argentifodio ahuai fuerint 
und für den Fall ai eo modo non excolunt, ut deberent.^^) 

Die spätere Berggesetzgebung ist jedoch noch weiter 
gegangen. Es wird nicht blos der Raubbau verboten, sondern 
die positive Pflicht statuirt, beim Betriebe das Gemein- 
interesse zu berücksichtigen. ^*) Realisirt wird diese Pflicht 
mit Hilfe einer intensiven Aufsicht der Bergbehörden über die 
Bergwerke 2^) ; namentlich darf der Abbau nur nach einem 
behördlich genehmigten Betriebsplane erfolgen. ^ß) Das 
Directionsprincip führte dahin, dass für die Ausübung des 
Bergwerkseigenthums nicht mehr der Wille des Berechtigten, 
oder doch nicht ausschliesslich dieser Wille massgebend war, 
sondern das Ermessen der Staatsverwaltung. 

Seinen Höhepunkt erreichte dieses System im Bergrechte 
des preussischen Landrechts. Das Bergamt setzt nicht nur 
den Betriebsplan fest, es prüft die Rechnungen, bestimmt die 
Höhe der zu vertheilenden Ausbeute ^7) und der zu zahlenden 
Zubussen^ö), die Verkaufspreise der Bergwerks- 
producte^ö); dJe Höhe der Ausgaben für das Bergwerk 
wird vom Bergamte vorher geprüft. ^®) Bei dieser Sachlage 



^') Bnch 3 , Cap. 1. Von späteren österreichischen Berggesetzen vgl. 
Schlaggenwald, Bergordnnng, Art. 7; Hengst, Bergordnnng, Art. 14. 

^*) Klar ausgesprochen z. B. in der Erläaternng zur alten Bergwerks- 
ordnung von Chemnitz (Wagner, S. 240), II, §.2, „damit bei den Berg- 
werken aller Unrath verhütet, Unser und gemeiner Nutzen erwirkt werde", 
ferner „damit einer nicht allein seiner und der Seinigen Nahrung, sondern 
auch Unseren und des ganzen LandesNutzen mit seinen Bergwerksbauen 
suche und fördere". 

*^) "Vgl. Art. 26, Tb. 11, Joachimsthaler Bergordnnng 1548 und Wagner, 
S. 287, 342, 374, 443, 596, 615 etc. 

^^) Art. 82 Ferdinandeische Bergordnung ; Art. 18, §. 2 ungarischer Berg- 
ordnung. 

") A. L. B. n, Tit. 16, §. 300. 

") Daselbst §. 274. 

") Daselbst §. 315. 

8«) Daselbst §. 316. 
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kann von einem Privateigenthum an Bergwerken kaum mehr 
gesprochen werden. Durch spätere preussische Verordnungen 
wurde es als Aufgabe der Bergbehörden erklärt, Ueber- 
production im Bergbau zu verhüten und die Preise der 
Producte so zu reguliren, dass die bestehenden Werke neben- 
einander existiren können, ohne durch die Concurrenz erdrückt 
zu werden. ^^) Sogar die von den Bergwerken zu leistenden 
Abgaben wurden von diesen Gesichtspunkten aus bemessen, 
die günstiger gelegenen Gruben mussten höhere Gebühren ent- 
richten, damit der Vortheil der Lage gegenüber den anderen 
Gruben ausgeglichen werde! Man sieht, dass manche Ziele, 
welche in unserer Zeit durch die sogenannten Cartelle er- 
strebt werden, damals als Aufgaben der Staatsverwaltung 
angesehen wurden. 

Das moderne Bergrecht hat mit diesem System bekannt- 
lich völlig gebrochen. Das österreichische Berggesetz hat nur 
das Verbot des Raabbaues festgehalten (§. 174); die Aufsicht 
des Staates über die Bergwerke hat den sicherheitspolizeilichen, 
nicht den volkswirthschaftlichen Gesichtspunkt. ^^) 

Die dritte Pflicht bei der Ausübung des Bergwerks- 
eigenthums ist die Pflicht des für Dritte unschädlichen 
Gebrauches. Liegt hierin wirklich eine Besonderheit? Ich 
glaube dies behaupten zu können, obwohl schon das allgemeine 
Privatrecht eine allgemeine Schadenersatzpflicht statuirt. Allein 
das Bergrecht hat die Pflicht zur Schadensverhütung 
und die Pflicht zum Ersätze ohneB;ücksicht auf ein 
Verschulden frühzeitig zur Anerkennung gebracht. 

Die Bergordnungen enthalten die ältesten Unfallver- 
hütungsvorschriften, Vorschriften, welche im modernen 
Industrierecht eine so wichtige Rolle spielen. Schon die 
Tridentiner Bergordnung vom Jahre 1208 verbietet das Feuer- 

^*) Declaration vom 18. Mai 1786, citirt bei Klostermann, Lehrbuch 
des prenssischen Bergrechts, S. 35. 

^^) Eine kritische Vergleichnng des modernen Systems der Nichtein- 
mischung mit dem Directionsprincip liegt abseits der diesen Zeilen gesetzten 
Aufgabe. Nur darauf möge hingewiesen werden, dass in der Gegenwart das 
System der Verstaatlichung dem System der Staatsaufsicht bei formellem 
Fortbestande des Privateigenthums vorgezogen zu werden scheint, falls auf 
einem bestimmten Gebiete der Volkswirthschaft das Ueberwiegen des Gemein- 
interesses anerkannt wird. 
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setzen contra statutum montis ^3), der Schladminger Bergbrief 
V. J. 1308 verpflichtet zur vorherigen Anzeige von einer beab-» 
sichtigten Brandarbeit bei sonstiger Strafe und Schadenersatz. **) 
Spätere Bergordnungen enthalten Schutzvorschriften zur Sicher- 
heit der in der Grube beschäftigten Arbeiten: 

Es sollen auch die G-rueben allenthalben mit In-Pawen 
nach Notturft versorgt werden, auf dass die Leut, so sy 
pawcD, an irmLeyb undLeben nicht Schaden em- 
pfüngen. ^^) 
Ferner : 

Item die Gruben sollen allenthalben mit Zymer 
(Zimmerung) nach Notturft versorgt, auf dass die Leut, die 
darinnen pawen, an irrn Leib und Leben nicht schadhaft 
werden, se) 

Dass diese Vorschriften zur Zeit der Herrschaft des 
Directionsprincipes vermehrt wurden, bedarf keiner Belege. Wohl 
aber kann dem älteren Bergrecht das Zeugniss nicht versagt 
werden, dass es schon zu einer Zeit, wo die Gefahren des Berg- 
baues noch nicht so gross waren, als in der Gegenwart "), eine 
Rechtspflicht des Werkbesitzers anerkannte, für die Sicher- 
heit der Personen und fremden Eigenthums Sorge zu tragen. 

Zur wirksamen Durchführung der sicherheitspolizeilichen 
Vorschriften ^^) bestand von altersher eine regelmässige Gruben- 
inspection durch staatliche Organe, ein Vorbild der 
modernen Gewer beinspection. Regelmässig war es die 
Aufgabe der Berggesch worenen^ö), von Zeit zu Zeit die 

Gruben zu befahren, zuweilen gab es dafür besondere Beamte, 
die Einfahrer,*o) 

*®) Sperge's Bergwerksgeschichte, S. 271. Dieser Hinweis auf eine 
vorhergegangene Satzung (statutum montis) beweist, dass die uns erhaltene 
Aufzeichnung des Tridentiner Bergrechts nicht die älteste ist. 

^^) §§• 6, 7 des Schladminger Bergbriefes (Lori, Bayerische Berg« 
gesetze, S. 5). 

»^) Bergordnnng von Raten borg, 1463, §.47 (Lori, S. 61). 

8«) Salzburgische Bergordnnng v. J. 1477, §. 35 (Lori, S. 107). 

8^} Der so gefährliche Kohlenbergbau ist bekanntlich erst neueren 
Datums. 

^) Aber nicht blos zu diesem Zwecke, sondern auch zur Beaufsichtigung 
des Betliebes überhaupt. 

2ö) S. Wagner, Corpus jurU mtt., S. 148, 201, 288, 374. 

*^) Joachimsthaler Bergordnung, 1548, II, Art. 25. 
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Auch eine andere Institution des älteren Bergrechts, die 
Aufstellung sachverständiger Betriebsleiter, kann 
als ein Mittel der Schaden Verhütung aufgefasst werden. Jede 
Grube muss ihren Schichtmeister und Steiger (Hutmann) haben *^), 
welche entweder direct vom Bergamte ernannt *2) oder doch von 
diesem bestätigt werden ") j unfähige Betriebsleiter können von 
der Bergbehörde entfernt werden. **) Das geltende österreichische 
Berggesetz hat nur den letztgenannten Satz beibehalten*^), 
während das preussische Berggesetz die Anstellung des Betriebs- 
leiters von einer vorherigen Untersuchung seiner Eignung durch 
das Bergamt abhängig macht. *«) 

Nicht nur die Schadenverhütung, auch der Schaden- 
ersatz war im Bergrecht von jeher eigenthümlich geregelt. 
Auch in dieser Richtung ist es als Vorbild der modernen Ent- 
wicklung des Schadenersatzrechtes zu bezeichnen. *7} Vor Allem 
ist nicht blos das Verschulden, sondern die objective Ver- 
ursachung als G-rund der Ersatzpflicht anerkannt. Das kann 
uns nicht Wunder nehmen, da das Bergrecht sich als besonderer 
Zweig des deutschen Privatrechts entwickelt hat. *®) Weiter 
aber ist im Bergrecht von jeher die Frage der Ersatzpflicht 
nicht mit der Frage, ob eine Rechtsverletzung vorliege, identi- 
ficirt worden. Weder der Satz „casus sentit dominus" noch 
der Satz, dass Derjenige nicht verantwortlich ist, welcher nur 
seine Berechtigung ausübt, haben im Bergrecht Ausschlag gebende 
Bedeutung. Vielmehr ist die Frage des Schadenersatzes von 
jeher mehr nach socialen Gesichtspunkten, namentlich durch 



*^) S. Wagner, Corpus juris met. S. 8, 69, 139, 195 etc. 

^^) Ferdinandeische Bergordnung. Art. 69, 205. 

*') Joacbimsthaler Bergordnung. 1548, II, Art. 15, 17. 

**) Daselbst Art. 15, 16. 

^') §. 224 a. B. G. 

*•*) §• 74 preuss. B. G.; dazu Brassert, Commentar, 1883, S. 229 ff. 

^^) üeber die moderne Entwicklung des Schadenersatzes siehe die vor- 
trefflichen Schriften von Mataja, Das Recht des Schadenersatzes vom Stand- 
punl^te der Volkswirthschaft und Steinbach, Die Grundsätze des heutigen 
Rechts über den Ersatz von Vermögensschäden; nenestens Binding, Die 
Normen. 2. Aufl., I, S. 433-479. 

*^) Das deutsche Recht lässt bekanntlich objective Momente für die 
Frage der Ersatzpflicht entscheiden; vgl. Mataja, a. a. 0. S. 46 ff. 
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Abwäguog der einander entgegenstehenden Interessen, geordnet 
worden. ^^) 

Zum Belege der vorstehenden Behauptungen wähle ich 
aus den älteren Bergrechtsquellen die Ferdinandeische 
Bergordnung von 1553. 

Nach Art. 21 mit der Ileberschrift „So den gründten 
durch Bergkwerch schaden beschiht, wie die ablegung'*®) be- 
schehen soU^ ist der durch den Bergbaubetrieb dem Grund- 
eigenthümer an seinen Gebäuden oder eingezäunten Gründen 
entstandener Schade nach Erkenntniss des Bergrichters und 
der Geschworenen zu ersetzen. Diese Ersatzpflicht ist selbst- 
verständlich von irgend einem Verschulden nicht bedingt. 

Nach Art. 39 soll keine Grube auf die andere Wasser 
leiten oder zum Schaden derselben gefährlichen Gestank und 
Rauch machen noch sonst etwas Thätliches unternehmen bei 
Vermeidung des grossen Wandels ^i) und Schadenersatz. 

Nach Art. 57 haftet Derjenige für Schadenersatz, welcher 
es unterlägst, seinen Nachbar von dem beabsichtigten Feuer- 
setzen vorher Mittheilung zu machen. 

Der Art. 187 verpflichtet die Besitzer von Wasch- 
werken unbedingt zum Ersätze des Schadens, welcher durch 
ihren Betrieb an fremden Grundstücken entsteht. Es soll der 
Bergrichter aber ein Waschwerk nicht verleihen, „wenn man 
an den gründten mer schaden thät, dann man frommen oder 
nutz aus dem wasch werch gehaben möcht". Es entscheidet also 
bei der InteressencoUision nicht ein festes Frincip, sondern das 
überwiegende wirthschaftliche Interesse im ein- 
zelnen Falle! 

Das geltende österreichische Berggesetz hat freilich diese 
Ansätze einer neuen Gestaltung des Schadenrechtes unbeachtet 
gelassen, anstatt dieselben weiter auszubauen ; es verweist hin- 
sichtlich der Bergschäden einfach auf die Grundsätze des all- 
gemeinen Privatrechts. ^2) Die Reformbedürftigkeit dieses Zweiges 



*») Vgl. darüber Steinbach, a.a.O. S. 17. 

^°) Das heisst Ersatz. 

") Eine Geldstrafe. 

^') §. 106 entbält blos eine negative Vorschrift, nämlich die Festsetzung, 
wenn ein Bergschaden jedenfalls nicht vergütet werden soll. Vgl. L enthold, 
Das österreichische Bergrecht, S. 174 und die dadelbst Citirten. 
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des Österreichischen Bergrechts wird schon seit Jahren empfanden 
und steht eine Neugestaltung des Bergschädenrechtes nach 
den oben angedeuteten socialen Gesichtspunkten in Aussicht. ^^) 

IL 

Ich gelange zu jener Gruppe socialer Gedanken , welche 
das Arbeit sverhältniss betreffen. Es muss als eine merk- 
würdige Thatsache bezeichnet werden, dass sich die Berggesetz- 
gebung mit diesem Rechtsverhältnisse zu einer Zeit bereits 
eingehend befasste, als die Arbeiter einen an Zahl und Einfluss 
geringen Bruchtheil der Gesammtbevölkerang bildeten. 

Vor Allem möge jene Gruppe von Rechtssätzen des 
älteren Bergrechts skizzirt werden, welche man mit einem 
modernen Ausdruck als Arbeiterschutzgesetzgebung 
bezeichnen kann. Daran werden sich Bemerkungen über die 
Organisation der Arbeiter, die Unterstützung der 
Bergarbeiter und Arbeiterausstände schliessen. 

Verwendungsschutz. 

Das moderne Industrierecht untersagt bekanntlich die 
Verwendung der Kinder zur Pabriksarbeit und lässt jugend- 
liche und Frauenspersonen nur mit Beschränkungen zu. 

Das mittelalterliche Bergrecht kennt nur männliche 
Bergarbeiter; nicht einmal über Tage werden Weiber zur 
Arbeit zugelassen. '^*) Die jugendlichen Arbeiter, welche die 
Rechtsquellen mit „die Jungen" bezeichnen, werden jedoch als 
Lehrlinge angesehen und zur eigentlichen Bergarbeit nicht 
zugelassen. Hier tritt der Zusammenhang mit der Zunftver- 
fassung deutlich hervor. 



^') Entwurf eines Gesetzes, betreffend den Schatz fremden Eigenthnms 
gegen Gefährdungen durch den Bergbau und die Ersatzleistung für Bergschäden, 
Torgelegt dem Beicbsrath im Jahre 1887. — Das preussische Berggesets 
vom 24. Jani 1865 hat in Weiterbildung der schon im preuss. A. L. R., n, 
16 , §. ] 12 , 116 aufgestellten Grundsätze das Bergschadenrecht in muster- 
giltiger Weise geordnet (§. 148 f. D. preuss. B. G.). 

^) Belege sind überflüssig ; schon die Bezeichnung der Arbeiterkategorien, 
zeigt, dass aasschliesslich männliche Arbeiter verwendet wurden (Häner, 
Haspler, Scheider, Schmelzer, Silberbrenner etc.). 
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Allein nicht nur "Weiber und jugendliche Personen, sondern 
sogar männliche erwachsene Personen konnten zur Bergarbeit 
nicht zugelassen werden, wenn sie nach dem Ermessen der 
Bergbeamten wegen körperlicher Schwäche dazu nicht 
geeignet erschienen. 

„Und nachdem von Alters her und bey allen Berg- 
und Amtleuten je und allweg gebräuchig gewesen, dass 
keiner aus eigenen Witz oder Willen sich hat unterstanden 
für einen Häuer zu arbeiten, sondern wann er sich dar zu 
tüchtig befunden ... die Stärke und Leibeskräfte 
an ihm vorhanden gewesen etc." ^'^) 

Sehr schön ist die Motivirung dieses Verwendungsver- 
botes daselbst: 

„damit also die Jugend verschont und durch solche 
schwere Arbeit, die ihre Kräfte noch nicht ertragen und 
ausstehen mögen, nicht verderbt und zu keinem wohlmögenden 
Alter nicht kommen können." 

Wie würdig klingt diese entschiedene Sprache gegen die 
vielfach verclausnlirten Beschlüsse der internationalen Arbeiter- 
Schutzconferenz vom Jahre 1889! 

Schon die Kuttenberger Bergordnung von 1300 beschäftigt 
sich mit der Regelung der Arbeitszeit (Buch 1, Cap. 19) : 
Sciendum, omnea horas diei noctisque apvd montanoa in 
quatuor horas tantummodo distinguendas. Item prima hora, 
Tagschicht, secunda vero hora, Loeser-Tagschicht *^) , tertia 
vero, ein Nachtschicht, guarta vero Löser-Nachtschicht etiam 
vulgariter apjpellcUur, 

Et prohibemus ne quis lahorantium continue per duas 
Schichtas lahoret. 

Daraus ergibt sich, dass eine Maximalarbeitszeit von 
zwölf Stunden, jedoch mit sechsstündiger Unterbrechung, 
statuirt wurde. 

Die späteren österreichischen Bergordnungen fixiren die 
tägliche Arbeitszeit mit acht (zuweilen sogar mit sieben)*^^) 

^^) Erlänternng der alten Bergurerksordnang der Städte Schemnitz, Nen- 
solü n. s. w. Art. 14, §. 1 (Wagner, corpus juris metallid, S. 238). 

^) Das heisst die AblösungS'Tagschicht. 

'') Joachimsthaler Bergordnang von 1548, II, Art. 39 „nnd also itzliche 
Schicht sieben Stnnd volkamlich an der Arbeit bleiben". 
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Stunden; man kann daber mit Fag sagen, dass der acht- 
stündige Normalarbeitstag hier längst Verwirklichung ge- 
funden bat. 

Die Ferdinandeische ßergordnung von 1 553, welche bis 
1852 in Geltung stand, verfügt sogar, dass am Samstag nur 
eine halbe Schicht, d. i. 4 Stunden gearbeitet werden soll 
(Art, 84). Im Hochgebirge sind wöchentlich nur 4 Schichten 
zu je 10 Stunden zu leisten (Art. 85).^®) 

Darf der Arbeiter freiwillig länger arbeiten als die 
gesetzliche Schichtdauer beträgt ? Diese Frage der sogenannten 
Ueberschichten, welche in den Bergarbeiterstrikes der 
Gegenwart eine wichtige Rolle spielte, hat die Gesetzgebung 
schon vor mehr als 3 Jahrhunderten beschäftigt. 

Schon die erste Joachimsthaler Bergordnung von 1518, 
Art. 85, verbietet den Arbeitern ß*^), ohne Bewilligung des Berg- 
meisters in demselben Bergwerk oder in zwei Bergwerken 
mehr als eine Schicht zu verfahren, daher auch mehr als 
einen Lohn auf sich schreiben zu lassen. 

In dem Vergleichsprotokoll, mit welchem der grosse 
Bergarbeiterstrike zu Joachimsthal im Jähre 1525 beendet 
wurde, wird in Art. 17 an diesem Grundsatz festgehalten, 
jedoch auf Bitte der Arbeiter- Vertreter für eine kurze Ueber- 
gangszeit „den armen zum besten^ die tägliche Leistung von 
zwei Schichten ausnahmsweise gestattet *o) ; für die Zukunft 
ist dies strengstens verboten. Als Nebenbeschäftigung wird 
den Arbeitern nur die sogenannte Weilarbeit und das Schürfen 
gewährt. 

In einer Zeit, in welcher die Religion das gesammte 
Leben des Volkes mächtig beeinflusste, bedurfte es natürlich 
keiner besonderen Verbote der Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen. Auch die Bergarbeit ruhte an diesen Tagen, 



*®) M. J. G ritzner bemerkt freilich im Commentar zu Art. 84, dass 
die voTgescbriebene Schichtenzeit (der Achtstundentag) nicht durcbgehends 
beobachtet wird. 

^®) Nach dem Vorbilde der Bergordnung von St. Annaberg , Art. 85 
(Er misch, ürknndenbuch der Stadt Freiberg, S. 519). 

^^) Aus der Fassung des Art. 17 ergibt sich, dass der Werks besitz er 
den Ueberschichten abgeneigt war. Die Herrschaft gestattet sie „wiewohl 
nicht one beschwerung'^ 
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Nothfalle ausgenommen. Die ältere Berggesetzgebnng setzt 
dies als selbstverständlich vorans nnd sucht nur den Begriff 
„Feiertag'' theils durch eine allgemeine Charakteristik^^), theils 
durch taxative Aufzählung ^^) gegen eine allzuweite Ausdehnung 
zu begrenzen. 

Auch wird der Einfluss der Feiertage auf die Höhe des 
Wochenlohnes vielfach in Betracht gezogen und in einer den 
Arbeitern recht günstigen Art zur Entscheidung gebracht. 
Nach altem Branche ist nämlich ein Feiertag in der Woche 
ohne Einfluss; fallen 2 Feiertage in eine Woche, so wird der 
eine entlohnt, der andere vom Lohne abgerechnet; zu den 
hohen kirchlichen Festen findet selbst diese Abrechnung nicht 
statt."^ 

Verbot des Trucksystems. 

Es macht einen geradezu überraschenden Eindruck, wie 
frühzeitig und wie gründlich sich die Berggesetzgebung mit 
diesem wichtigen Zweige des Arbeiterschutzes beschäftigt hat. 
Ja, wenn wir eine Parallele ziehen zwischen den diesbezüglichen 
Anordnungen des modernen Gewerberechtes, z. B. §.78 ff. der 
österreichischen Gewerbeordnung 0*) in ihrer Fassung vom 
8. März 1885 und den Vorschriften der alten Bergordnungen, 
so müssen wir sagen, dass die Bekämpfung des Trucksystems 
in den letzteren viel wirksamer durchgeführt erscheint. Be- 
kanntlich steht an der Spitze aller Truckverbote der Satz: 
Die Arbeiter haben den Lohn in baarem Gelde zu er- 
halten. Dieser Satz findet sich schon in der Euttenberger 
Bergordnung von 1300 (Buch 1, Cap. 8), indem die Ent- 
lohnung in gewonnenen Erzen mit gewissen Ausnahmen 
untersagt wird.«*) Daselbst (Buch 1, Cap. 6) wird den Urburem 
und den Geschworenen hinsichtlich der Lebensmittel der 
Arbeiter folgende Pflicht auferlegt: 



'^) Gebotene Feiertage im Gegensatze za den aufgehobenen oder „läss- 
liehen** Feiertageo. Vgl. FenÜDandeische Bergordnang, Art. 194. 

^*) Appendix zn Art. 66 der 3. Joachimsthaler Bergordnang, II. 

'^) Ebendaselbst nnd Art. 84 Ferdinand. Bergordnnng. 

^) Vgl. dazn besonders Krasnopolski, in dieser Zeitschrift. Bd. XIV, 
S. 305 f. 

'^ . . . nuUoB de eetero cum metallo pevixtiM renumerandos exceptit. 
refledoribus etc, 
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Item curare dehent predtctt, ut de victualtbus et aliia rebus 
Omnibus ad montem necessariis justum sit pretium et 
mensura etc. 

Hinskhtlich der späteren österreichischen Bechtsquellen 
hahe ich gefunden, dass die Stellung zum Truckverbote in 
den Bergordnungen der Alpenländer eine andere ist, als 
in den Bergordnungen der böhmischen Länder. Während 
in den letzteren die Hingabe, von Waaren oder Lebensmitteln 
an Stelle des Geldlohnes, selbst mit Zustimmung der Berg- 
arbeiter, untersagt ist^«), bestand in den Alpenländern die 
Gewohnhieit, den Bergarbeitern an Stelle des haaren Lohnes 
sogenannte Pfennwerthe, d. h. geldwerthige Waaren, zu- 
zuwenden. Vielleicht hängt diese Einrichtung damit zusammen, 
dass die schwierige Communication eine Naturalverpflegung 
als Bedürfniss erscheinen liess. Aber auch diese Pfennwerth- 
wirthschaft wurde mannigfachen gesetzlichen Beschränkungen 
unterworfen, welche jede Ausbeutung der Arbeiter zu ver- 
hindern bezweckten. 

Vor Allem wurde die Zulässigkeit der Gewährung von 
Pfennwerthen von der Zustimmung der Bergarbeiter ab- 
hängig gemacht. ö7) Ferner soll die Anrechnung der Lebens- 
mittel nur zu den Marktpreisen erfolgen und wird dies- 
bezüglich ein richterliches Mässigungsrecht statuirt. 
Endlich dürfen nur jene Werksbesitzer Lebensmittel in An- 
rechnung auf den Lohn gewähren, welche ihren Arbeitern 
auch die unentbehrlichen Werksbedürfiiisse (Talg, Eisen) un- 
entgeltlich verabfolgen. Diese Eechtssätze sind enthalten in 
den Art. 140 — 142 der Ferdinandeischen Bergordnung von 1553.®®) 



^^) Vgl. besonders Art. 50 der Joacliimsthaldr Bergdrdnung von 1548, 
2. Theil : „Es sollen auch die Schiclitmeister" allen Arbeitern . . . mit guter 
landsweriger Müntz, *nnd mit keinem andern gelt, noch mit eioicher andern 
wahr lohnen, nnd einem itzlichen sein lohn selbst zn banden reichen. 

^^ Oesterreichische Bergor dnung von 1517} Art. 134 : alle vier 
Wochen sol man Raiten nnd die Arbaiter mit parem gelt betzahlen nnd sy 
kaines werds Kötten (d. h. sie zn keinem Aeqnivalente nöthigen). Salzbnrger 
BergordnuDg von 1532, §.37: „« . . ynd khainer vber seinen Willen mit solcheo 
Pfennweraten genött noch gedrungen werden." 

6^ Der Gommentator dieser Bergordnung, M. J. Grützner, bemerkt zn 
Art. 141: „Die Mäesigung der Pfennwerthe nach den currenten Preisen findet 
in Fällen der Beschwerde auch dermalen noch statt" (1842). 

498 



Prof. Dr. A« Menzel: Sociale Gedanken im Bergrecht. 19 

Das Truckverbot begreift bekanntlich nicht nur die Pflicht 
zur Baarzahlung des Lohnes, sondern auch- die Pflicht des 
Arbeitgebers, seinerseits keine Veranlassung zu einer un- 
wirthschaftlichen Verwendung des Lohnes, insbesondere zum 
Consum geistiger Getränke, zu geben. Auch in der letzteren 
Itichtung enthält das ältere Bergrecht präcise und wirksame 
Anordnungen. 

Die Auszahlung des Lohnes in Wirthshäusern war schon 
dadurch ausgeschlossen, dass die Abrechnung in Anwesenheit 
der Geschworenen und der Bergbeamten erfolgen sollte.^®) 
Bisweilen findet sich ein ausdrückliches Verbot der Lohn- 
zahlung in Schenkhäusern. '0) Der Ausschank von geistigen 
Getränken Seitens der Bergbeamten ^i) und in den Gruben 
überhaupt '2) ist untersagt. Dennoch scheint dieses Verbot nicht 
immer beachtet worden zu sein, weshalb es zuerst in den 
Zusatzartikeln zur ersten Joachimsth aler Bergordnung ^8) 
und in ihren späteren B>edactionen ausführlich wiederholt wird. 
Kein Schichtmeister oder Steyger soll keinen Arbeiter 
noch Hewer dringen oder sonst in andere Wege vrsachen 
noch müssigen, die koste bey ihme zu haben oder sein noch 
anderer Bier auszutrinken. . . . 

Es soll sich auch kein Steyger, Schichtmeister oder 
andere unterstehen auff den Zechen Bier zu schenken oder 
Kostgeher zu halten. . . . (Art. 45, 2. Theil). 

Contractschutz. 

Schon der Abschluss des Arbeitsvertrages er- 
folgt nicht ohne Mitwirkung der Staatsverwaltung. Die Art 
dieser Mitwirkung ist von verschiedener Intensität, Nach der 
Kuttenberg er Bergordnung vom Jahre 1300 ist die Auf- 
nahme und Entlassung der Arbeiter Sache des Bergmeisters; 
dieser wird von den Gewerken gewählt , bedarf aber der Be- 

«») Vgl. Joachimsthaler BergordnuBg. 1548, 2. Theil. Art. 50, Aba. 3. 

'®) Bergrechtsspiegel. II, Cap. 18. 

") Batenberger Bergordnung. 1453, §.63: Item der Perkrichter aol 
auch nit vail Wein haben noch den nmb Gelt in unserer Stadt Ratenberg 
schenken bei der Peen Yerliehung des ganzen Vass Weines. 

") Erste Joachimsthaler ßergordnang. 1518, Art. 41. 

") Art. 13; s. Schmidt, Sammlung der Berggesetze. I, 1, S. 151, 
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stätigung durch den königlichen Beamten (Buch 1, Cap. 13). 
Weit intensiver ist die staatliche Einwirkung auf den Ab- 
schluss des Arbeitsvertrages in den Bergordnungen des 15. und 
16. Jahrhunderts; hier ist bereits die Zustimmung des 
staatlichen Organes regelmässig Erforderniss für den giltigen 
Abschluss eines Arbeitsvertrages."^*) Ihren Gipfelpunkt erreichte 
diese Verstaatlichung des Arbeitsvertrages im preussischen 
Landrecht: Die Aufnahme und Entlassung der Arbeiter 
erfolgt ausschliesslich durch das Bergamt. (Preussisches 
Landrecht. II, 16, §. 306). Als Bedingung für die Aufnahme 
eines Bergarbeiters war in den meisten älteren Bergordnangen 
die Vorweisung eines Passes oder Entlass- (Abkehr-)scheines 
vorgeschrieben''^), Urkunden, welche als die Vorbilder der 
heutigen Arbeitsbücher gelten können. 

Die Entlassung der Arbeiter konnte nur auf Grund 
einer Kündigung erfolgen. Die Kündigungsfrist fiel regel- 
mässig mit der Lohnperiode zusammen. '^^) Ein Hechtsstreit mit 
dem Werksbesitzer gibt keinen Grund zur Entlassung ''), 
überhaupt soll Arbeitern nicht ohne triftige Gründe gekündigt 
werden. ''®) Besondere Vorkehrungen trifft das ältere Bergrecht 
dafür, dass die Arbeiter ihren Lohn zur rechten Zeit und 
in richtigerMünze erhalten und dass ihnen zur Bealisirung 
ihrer Forderung ein schleuniges Verfahren gewährt 
werde. 

Schon die bisher wenig beachtete Tridentiner Bergordnung 
vom Jahre 1208 mahnt die Gewerken: quod nullics de cetera 
deneget alicui vel aliquibus laborantibus raitungum suum, d. h. seine 
Abrechnung (Baitung). Alle späteren Bergordnungen 7^) enthalten 
Vorschriften über die Lohnverrechnung und untersagen sogar 



^^) Tiroler Erfindung (Schwats) vom Jahre 1490 nnd yom Jahre 1556^ 
III, §. 3; österreichische Bergordnung vom Jahre 1517, Art. 151; Ferdinandeische 
3ergordnaDg. 1553, Art. 70. 

^^) Joachimsthaler Bergordnung von 1548 , II, Art. 36 ; Ferdinandeische 
Bergordnung. 1553, Art. 70 (entnommen ans §. 22 der Salzbnrger Bergordnnng 
von 1532). 

'«) Art. 100 Ferd. B. 0. 

^0 Art. 129 ebendaselbst. 

^^) Art. 129 der B. 0. von Hangenstein in Mähren. 

'ö)Tgl. Wagner, corpus juHs metallid. S. 52, 136, 311, 354, 403, 
464 n. s. w. 

500 



\ 

Prof. Dr. A. Menzel: Sociale Gedankea im Bergrecht. 21 

häufig das ^Aufschlagen" des Lohnes, d. h. das freiwillige 
Stehenlassen des Lohnes beim Arbeitgeber.®^') 

Der Pflicht, den Lohn in baarem Gelde zu zahlen, wurde 
bereits oben in einem anderen Zusammenhange gedacht. Hier 
ist nur hervorzuheben, dass auch für die Auszahlung in guter 
Münze durch Special Vorschriften vorgesorgt wurde.® i) 

Klagen auf Zahlung rückständigen Lohnes sind schleunig 
zu erledigen. Nach den Joachimsthaler Berggewohnheiten 
hat der Bergmeister auf eine solche Klage zu verfügen, dass 
der Lohn „unverzüglich und bei Sonnenschein" gezahlt werde.®*) 
Die Ferdinandeische Beigordnung hat eingehende Vor- 
schriften über die Bealisirung von Lohnforderungen.®^) Be- 
merkenswerth ist davon, dass der Antheil der säumigen Ge- 
werken dem Arbeiter sogar an Zahlungsstatt eingeantwortet 
werden kann j dass ferner der dritte Theil des Schätzwerthes 
solcher Antheile zu Gunsten des Arbeiters in Abzug kommt. 

Selbst das Verbot der Beschlagnahme von Werk- 
zeugen und des Arbeitslohnes®^) findet sich zuerst in Berg- 
reehtsquellen. So erklärt schon die Tridentiner Bergordnung 
vom Jahre 1208 als unpfändbar: ferra^ funes sogaa nee aliquid 
aliud, quod pertinet ad puteam vel laborerium aliquid. Das Tiroler 
Weisthum von 1510 (Wagner, corpus juris metallici, S. 142) 
verbietet das ,, Zuschreiben^^ des Lidlohnes zu Gunsten der 
Metzger, Wirthe^ Bäcker und Lädier; der Lidlohn muss stets 
an die Arbeiter selbst gezahlt werden. 

Der Arbeitslohn. 

Das Hauptproblem der Arbeiterfrage, die Fürsorge für 
einen angemessenen Arbeitslohn — ein Problem , welches die 
socialpolitische Gesetzgebung unserer Zeit noch nicht in An- 
griff zu nehmen wagte — hat das ältere Bergrecht vielfach 

- - 

^®) Vgl. Joacbimethaler Bergordonng. 1548, 11, Art. 51 und Wagner, 

S. 139, 254, 290, 354. 

») Wagner, S. 52, 139, 210, 254. Häufig wnrde die Münzsorte, in 
welcher der Lohn zu entrichten ist, genau bezeichnet; vgl. §.3, 10 des Ver- 
gleicbsprotokolles zu Joacbimsthal 1525. 

^^ Appendix zu Art. 50, Th. 2, Joachimsth. B. 0. ^ 

M) Art. 127—129. 

") §.207 des österr. Berggesetzes. 
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beschäftigt. Entgegen dem heutigen Rechtszustande stellt es 
den Satz auf: Die Höhe des Lohnes hängt nicht oder nicht 
ausschliesslich von der freien Vereinbarung zwischen^ Arbeiter 
und Arbeitgeber ab. Das Maass und die Art der staatlichen 
Einwirkung auf die Höhe des Lohnes ist übrigens beim 
Stücklohne anders, als beim Zeitlohne. 

Die Vergebung der Accordarbeit, das Gedinge, darf 
nur mit Genehmigung der Bergbehörde®^) erfolgen. Die Mo- 
dalitäten des Vertrages werden durch die Berggeschworenen 
festgesetzt.®^) Ihre Aufgabe ist es, nach Aufnahme eines Local- 
befundes die Höhe des Gedinglohnes festzusetzen, wobei die 
Schwierigkeit der Arbeit, insbesondere die Festigkeit des 
Gesteins, in Erwägung kommt. Der Lohn ist derart zu be- 
messen, dass die Arbeitgeber nicht überhalten werden, der 
Arbeiter jedoch die Möglichkeit erhält, sich durch Fleiss einen 
höheren Lohn zu verschaffen, als der gewöhnliche Zeitlohn 
beträgt. Die Geschworenen haben auch das Gedinge abzu- 
nehmen®^), d. h. bei der Schlussabrechnuog zu interveniren. 
Schuldlose Nichtausführung des Gedinge durch den Arbeiter 
soll ihm nicht schädlich sein ®®) ; hingegen hat das Verlassen 
des Gedinge (Contractsbruch) civil- und strafrechtliche 
Folgen. 8 9) 

Hinsichtlich des Zeitlohnes bestehen zwei Arten der 
staatlichen Einwirkung. Einmal die Lohntaxe. Sie ist in den 
böhmischen ^^) und ungarischen ^^) Bergordnungen regelmässig 



^^) „Sonderliche Znlassnng." Joachimsth. B. 0. 1548, Art. 35, II; 8. ferner 
A rt. 76 Ferdinand. B. 0. 

^^) „Wie sich di« Geschworenen mit dem Yordingen halten sollen", üeber- 
Schrift des citirten Art. 35. S. übrigens Wagner, corpus juris metallici. S. 53» 
201, 360, 458. 628 u. A. 

*T) Wagner, a. a. 0. S. 53, 258. 362. 

^®) Bergordnncg für Hangenstein in Mähren; 1542, Art. 89. Wo das 
Gebiige so hart würde, dass es dem Arbeiter nicht möglich ist, das Gedinge 
auszuschlagen, so soll er wenigstens den gewöhnlichen Wochenlohn erbalten; 
ähnlich Joachimsth. B. 0. Th. n, Art. 36. 

*') Art. 37 , Joachimsth. B. 0., II. Th.; femer Wagner, corpus juris 
metallici S. 67, 193, 195, 336. 

^^) Dritte Joachimsthaler Bergordnnng. II, Art. 46. 

^') Erläntemng der alten Bergordnocg der Städte Crcmnitz n* s. f.. 
Art. 14 (Wagner, corptu juris metallici ^ S. 256); ^gl. auch Erlänterangen der 
alten Bergordnnng der Städte Schemnitz d. s. f., Art. 15. 
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angeordnet. Hierbei finden sich selbstverständlich Abstufungen 
nach den verschiedenen Gattungen der Arbeiter. Dann aber 
gibt es auch — so scheint es in den übrigen österreichischen 
Ländern rechtens gewesen zu sein — eine principielle Zu- 
lassung der Lohnverabredung, jedoch mit der Beschrän- 
kung, dass die Angemessenheit des Lohnes von Fall zu 
Fall einer bergbehördlichen Prüfung unterzogen werden 
konnte.'^) Schon die Kuttenberger Bergordnung von 1300 hat 
übrigens angeordnet, dass der Lohn der Bergarbeiter ein zu 
ihrer Existenz ausreichender sein muss. 

Ymo eciam esse debet constderatio pietatis , ut pauperihus 

laborantibusS tale preotum computetur, de quo valeant stistentart» 

(Buch 1, Cap. 6.) 

Das klingt . freilich .etwas unbestimmt u^d liest sich 
mehr wie ein Moralgebot als eine JS,echtsregel. Allein es ver- 
blieb nicht bei diesem allgemeinen Gebote, sondern es ent- 
wickelte sich, wie gezeigt wurde, das System der Lohntaxe 
und das System der behördlichen Festsetzung des Lohnes von 
Fall zu Fall. 

Man mag nun über die Art, wie die ältere Berggesetz- 
gebung das Problem der Lohnhöhe gelöst hat, welcher Ansicht 
immer sein, so muss man doch anerkennen, dass — im Gegen- 
satz zum modernen Industrierecht — wenigstens der Versuch 
einer Lösung unternommen wurde. 

Unterstützung und Organisation der Arbeiter. 

Unter den socialpolitischen Institutionen des älteren 
Bergrechtes ist das Unterstützungswesen zu Gunsten der 
Bergarbeiter verhältnissmässig am meisten bekannt. Es bestehen 



»«) Schwatzer Bergordnung. 1468, IV, 9, 10: „. . . ist Vnnaer 
mainong, das dn daran nnd darob seist, damit den arbaitern forderliche und 
gnete Betzallnng Bescbehe. Da Tonser Perkrichter solt aach bei denGewerken 
fleis haben, damit den arbaitern gnete Betzallaog beschebe; welch das aber 
nit tätten ynnd dich die arbeiter nmb Becht anraeffen worden, alssdann dem 
oder denselben forderlich Clag wie Perkwercks recht ist, gestattest, damit 
Sy Irs Lidions habhafft nnd betzallt werden mögen.*' Vgl. ferner Art. 150 
der österreichischen Bergordnnng vom Jahre 1517. Damach soll jeder Arbeiter 
nach Bath des Bergrichters nnd der Geschworenen jenen Lohn, den er nach 
seiner Arbeit nnd seinen Stand wohl verdient hat, erhalteo, 
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jedoch diesbezüglich irrthümliche Vorstellangen. Zunächst ist 
die herkömmliche Identificirnng des Knappsohaffcswesens mit 
der Arheiterfürsorge nicht zutreffend. Die IJnterstützung 
Arbeitsunfähiger ist nur Eine unter den vielen Aufgaben der 
Knappschaft und umgekehrt haben auch andere Factoren als 
die Knappschaft eine Fürsorgepflicht. 

In der Geschichte der Knappschaft — ich gebe an dieser 
Stelle nur die Resultate ohne detaillirte Nachweisungen — 
sind meines Erachtens drei Perioden zu unterscheiden. Zur 
Zeit der ersten Aufzeichnungen der Berggewohnheiten existirt 
noch kein eigentlicher Bergarbeiterstand. Der Betrieb des 
Bergbaues ist ein handwerksmässiger. Der Eigenthümer 
eines Berglehens arbeitet allein oder mit wenigen Gesellen.^^) 
Die Gewerken bilden keinen Gegensatz zu den Arbeitern; 
mindestens gibt es zwischen den beiden Personenclassen zahl* 
reiche üebergänge: Weiterleihung, Subconcession, Verpachtung, 
Aceordverhältniss.'*) In dieser Epoche sind die Arbeiter und 
die Unternehmer eines Bergwerkes als ein einheitlicher Ver- 
band zu bezeichnen.**^) 

Aus dieser gemeinsamen Berufsgenossenschaft aller am 
Bergbau Betheiligten differenzirt sich im Laufe des 13. Jahr- 
hunderts der Stand der Unternehmer (der Gewerken) einer- 
seits **), der Stand der Arbeiter (der Knappen) andererseits.®^) 



®^) Die älteste bergrechtliche Aufzeichnung, der Vertrag zwischen Bischof 
Albrecht von Trient nnd den Gewerken daselbst (118ö)i erwähnt den Wassar 
(Wäscher) qui gibimet ipn linat und den Wassar, qui tuo magistro lanat. Jeder, 
der anf dem Berge arbeitet, hat dem Bischof eine Abgabe zn entrichen, quihu8 
aoliUis omnibuSf mons ipsis omnibus^ tarn p auperi, quam diniti^ com' 
munis etae dehent. 

^^) Bergwerksordnung für Trient vom Jahre 1208 nennt sowohl jene 
Personen werchi^ qui ha beut rotas^ als anch jene, qui ad rotas Arzenterie 
laborant; ferner spricht sie von den werchi, qui per fietum (in Pacht) volunt 
laborare ad rotas altorum. Vgl. anch Freiberger Stadtrecht, Cap. 6, §. 10 
(Ermisch, S. 74). 

^^) Vgl. Gierke, Bechtsgeschichte der deutschen Genossenschaft, S. 444« 

^) Aus der Bernfsgenossenschaft bildete sich hier eine Vermögens* 
genossenschaft heraus; Gierke, a.a.O. S. 971 ff. 

^^ Selbstverständlich gab es auch jetzt noch hier und da kleine Berg- 
werksnnternehmer, welche den technischen Namen «Eigenlehner'^ führen ; allein 
sie bildeten die Ausnahme. Näheres bei Achenbach, Gemeines deutsches 
Bergrecht, S. 283 ff. 
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Der Gtmnd dieser Scheidung dürfte darin gelegen sein, dass 
die wachsenden Kosten des Betriebes und das Bedürfniss nach 
sahireichen Arbeitskräften den (natürlich schon früher vor- 
handenen) Gegensatz zwischen Unternehmer und Arbeiter aufs 
Schärfste ausprägte. Nunmehr stellen die Bergknappen einen 
eigenen Berufsstand dar. Die Bedeutung desselben tritt 
namentlich in der Fortbildung des Bergrechtes her- 
vor^^}; auch hat an manchen Orten die Vereinigung der 
Knappen einen religiösen ^^) Charakter. Von einer Ge- 
nossenschaft mit fester Organisation ist jedoch in dieser 
Periode noch keine Rede.^^<>) 

Erst mit Beginn des sechzehnten Jahrhundertes finden 
wir in der Knappschaft einen Verband mit Yerbandsorganen 
und geordneter Vermögensverwaltung. Die böhmischen Berg- 
ordnungen geben folgendes Situationsbild. 

An der Spitze der Knappschaft stehen die Knapp- 
sc haftsältesten. 101) sje werden in der Vollversammlung 

(in der „gemeinen Knappschaft") gewählt, wobei die ständigen 
und die nicht ständigen Arbeiter je eine Anzahl nominiren.^o^) 
Die Wahl bedarf jedoch der Bestätigung der „Herrschaft", 
beziehungsweise der Bergbehörde; daran schliesst sich die 



^^) Schon die Enttenberger Bergordanog von 1300 (I, 6) verordnet 
die Znziehnng der seniorea de populo in zweifelhaften Bechtsfällen. Der berühmte 
Schladminger Bergbrief vom Jahre 1308 ist erlassen mit Zustimmung der 
„Knappen gemainiglich''. Namentlich in Tirol wurde von der Versammlung 
das Becht gewiesen; vgl. S p e r g e s , Tirolische Bergwerksgeschichte , 

S. 224 ff. 

^®) Daher diese Vereinigung der Bergarbeiter an manchen Orten auch 
die Bezeichnung „Bruderschaft*' fährt. 

^®^) Eine geordnete Vermögensverwaltung, Zwangsbeiträge der Mitglieder, 
gewählte Vertreter der Knappschaft lassen sieb, soviel ich sehe, in dieser 
Periode nicht nachweisen. Es ist unbegründet, wenn Klostermann (Lehr- 
buch des preussischen Bergrechtes, S. 341) die Knappschaftscassen schon in 
der Kuttenberger Bargordnnng angedeutet fiodet. 

^^^) Zweite Joachimst haier Bergordnung, IX, Art. 89 ; dritte Joachims- 
thal er Bergordnung. 11, Art. 90; Bergordnung von Hangenstein in Mähren 
(1542) Art. 31, 53; Bergordnung von Seh laggenwald, Art. 20; Bergordnung 
yon Hengst, Art. 93. 

^^ Art. 28 des Schiedsvertrages zu Joachimsthal 1525 (Schmidt, 
Sammlung der Berggesetze. I, 1, S. 155). 

505 



26 ^fo^* ^^* A. Mensel: Sociale Gedanken im Bergrecht. 

Beeidigung. ^<>^) Die Functionen der Aeltesten sind doppelter 
Art, soeialpolitische nnd vermögensrechtliche. In ersterer Be* 
Ziehung haben sie die Interessen der Arbeiter gegenüber den 
Werksbesitzern zu vertreten, insbesondere Beschwerden an 
competenter Stelle vorzubringen, aber auch Widersetzlichkeiten, 
der Arbeiter hintanzuhalten •^<>^) In letzterer Beziehung obliegt 
ihnen die Verwaltung des Knappschaftsvermögens. Sie haben 
für dessen ordentliche Aufbewahrung und Verwendung zu 
sorgen und in gewissen Zeitabschnitten der Generalversammlung 
(der gemeinen Knappschaft) Rechnung zu legen. ^<^^) Es sind 
ihnen in dieser Function zuweilen ^<^^) noch besondere Organe, 
die Jüngsten der Knappschaft, beigegeben. Bei der £ech- 
nungslegung findet sich auch eine Controle der Bergbehörden. ^<^^) 
Die Aeltesten- dürfen mit bergbehördlicher Bewilligung auch 
ausserordentliche Generalversammlungen einberufen. Ein darüber 
hinausgehendes Versammlungs- und Coalitionsrecht der Berg- 
arbeiter wird nicht anerkannt. *®8) 

Sehr eingehend beschäftigt sich der Schiedsvertrag 
V. J. 1525, durch welchen der Bergarbeiterstrike in Joachims- 
thal beigelegt wurde , mit der Knappschaftseinrichtung, i^^) 
Die Gasse derselben soll im Bathhause aufbewahrt, unter Mit- 
sperre einiger Aeltesten der Knappschaft stehen ^^o) ; die Knapp- 
schaft führt ein eigenes Siegel, gegen dessen Missbrauch 
Schutz Vorkehrungen getroffen werden, m) 

Diese Andeutungen dürften genügen, um die Behauptung 
zu rechtfertigen, dass die alte Knappschaft einen Verband 



^^') Die Eidesformel findet sich im Anhiuig za den citirten Bergordnangen» 
Sie erwähnt den Bestellnngsact: „Demnach ich von gemeyner Knappschafft 
zu eynem Eltisten znr Yerwaltang ihres Einnehmens and Ansgebens erwelet 
bin, nnd solcbs dnrch Se. kön. Maj. nachgegeben ist etc. 

"*) S. besonders Joachimsth. B. 0. 1548, Art. 90. 

"*) Art. 20, B. 0. Schlaggenwald. 

lö«) Joachimsth. B. 0. 1548, Art. 90. 

107^ Bergordnung Schlaggenwald, Ait. 20. 

^^^) Art. 98, B. 0. Hangenstein ; Art. 89, 90, Joachimsth. B. 0. 

10^) Dieselbe wird als ein schon bestehendes Institut bezeichnet: „Zar 
Forderung eyniokeyt soll die Enappschafft hynfnrt yhre eltisten, wie anher 
geschehen, als vier besessene und vier anbesessene erwelen etc.*' (Art. 28)* 

^^0) Art. 30. 

"») Art. 31. 
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bildete, welcher den gesammten Lebensinteressen der Arbeiter 
zu dienen bestimmt war. Sie kann daher eher mit den heutigen 
Gewerkevereinen als mit den Knappschaftscassen der Gegen- 
wart verglichen werden. Die Unterstützung ihrer Mitglieder 
in Nothfällen war nur eine der vielen Aufgaben der Knappschaft. 

Was nun die Unterstützung erwerbsunfähiger 
Bergarbeiter betrifft, so wird dieselbe theils als Aufgabe 
der Werksbesitzer, theils als Aufgabe der Knappschaft erklärt. 
Massgebend ist für diese Unterscheidung sowohl die Ursache 
als die Dauer der Erwerbsunfähigkeit. 

Die böhmischen Rechtequellen ^i^j unterscheiden, ob der 
Arbeiter in der Grube verunglückt (bei der Arbeit 
Schaden nimmt), oder ob er aus anderen Gründen, insbesondere 
wegen Erkrankung, erwerbsunfähig wird. Im ersteren 
Ealle ist der Bergwerksbesitzer verpflichtet, durch eine be- 
stimmte Zeit den Lohn fort zu zahlen ^^^) und die Curkosten zu 
tragen, ^i*) Darüber hinausgehende Unterstützung ist Sache der 
Knappschaft. 

Diese in der Wissenschaft bisher unbeachtet gebliebene 
Regelung der Unterstützungspflicht im 16. Jahrhundert nach 
den Ursachen der Nothlage muss als ein merkwürdiges 
Vorbild der modernen Unfall- und Krankenversicherung der 
Arbeiter bezeichnet werden. Bei der heutigen Unfallversicherung 
sind es bekanntlich die Arbeitgeber, welche ausschliesslich oder 
(in Oesterreich) grösstentheils als die ökonomischen Träger der 
Unterstützungspflicht erscheinen ; bei der Krankenversicherung 
unserer Zeit tragen umgekehrt die Arbeiter die Hauptlast der 
Fürsorge. Neu ist in unserer socialpolitischen Gesetzgebung 

^^') Erste Joachimsthaler BerKordnnng, Art. 105; dritte Joachims« 
thaler Bergordnang. II, Art. 85; Schlaggenwalder Zinn-Bergordnnng, 
Art. 21; Hengster Zinn-Bergordnung , Art. 48 ; Bergordnang von Hangen- 
stein, Art. 103. 

^^") Für die Dauer dieser Verpflichtang des Werkbesitzers ist nach 
vielen Bergordnnogen die Unterscheidung massgebend, ob die Grube fändig ist 
oder mit Zubusse arbeitet; Joachimsthaler Bergordnang. 1548, 11, Art. 85; 
Hangensteiner Bergordnung, Art. 103. 

^^*) In manchen Rechtsqaellen hat der Beitrag der Werkbesitzer zor 
Unterstützung der Arbeiter eine andere juristische Gestalt ; es werden zu Gunsten 
der Knappschaft sogenannte Freikuze verbaut. Das heisst, ein Theil des Brutto- 
ertrages des Bergweiks ist dem genannten Zwecke gewidmet. 
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demnacli blos die VerwenduDg der Yersicberangsteclmik für 
die G-estaltang der Fürsorgepflicht. 

Die Einziehung der Beiträge der Arbeiter erfolgte, ganz 
wie in unserer Zeit, durch Abzug vom Lohne. „Es soll ein 
itzlicher Schichtmeister oder Steyger eynem jeden Arbeiter, 
die Wochen einen pfenning, an seinen Lohne abziehen und am 
Sonnabend ... in die Büchsen antworten. '^ ^^^) Daher hiessen 
diese Beiträge Büchsenpfennige. Wurde nicht wöchentlich 
Lohnrechnung gepflogen, so sollen die Gewerken „ihre Büchsen- 
pfennige zur Rechnung mit einander geben". ^^^) Der Knapp- 
schaft gegenüber haftet also ausschliesslich der Arbeitgeber. 
Als Zweck dieser Büchsenpfennige bezeichnet eine Rechts- 
quelle ^") „Erhaltung armer, gebrechlicher, schadhafftiger Berg- 
arbeiter^. An einer anderen Stelle heisst es: ,So ein G-esell 
aus der Knappschafft krank würde, so soll man ihme, nach 
Gelegenheit seiner Krankheit und nach Bergmeisters, Ge- 
schworenen und Eltisten Erkenntnus aus der Büchsen 
leyhen, doch dass der krank, so viel möglichen zu thun, solch 
wiederumb zu erlegen, einen Vorstandt habe." ^^®) Die Höhe 
der Krankenunterstützung war demnach Objeet eines richter- 
lichen Ausspruches; die Unterstützung selbst wurde zunächst 
als ein Darlehen behandelt. 

Eine ganz besondere Gestalt erlangte die Arbeiterfürsorge 
auf Grund der früheren preussischen Gesetzgebung. Wie 
schon oben bemerkt wurde, oblag die Aufnahme und die Ent* 
lassung der Arbeiter nach dem preussischen allgemeinen Land- 
rechte dem Bergamte, welches jeder einzelnen Grube die 
nöthigen Arbeitskräfte zutheilte. „Dabei bildete sich die Ein- 
richtung aus, dass den ständig zur Bergarbeit angenommenen 
Bergleuten " •) ein vorzügliches Anrecht auf Beschäfti- 
gung gesichert, der vorübergehende Mehrbedarf aber durch 
sogenannte Tagelöhner gedeckt wurde, welche jedoch entlasäen 



***) Bergordnung von Schlaggenwald, Art. 21. 

^^^) Bergordnnng von Hengst, Art. 43- 

^") Bergordnnog von Schlaggenwald, a.. a. 0. 

118^ Bergordnang von Hengst, a. a. 0. 

^^*) Diese Unterscheidung zwischen ständigen nnd nicht ständigen Arbeitern 
ist ein interessantes Vorbild der englischen gelernten und nicht gelernten 
(ausserhalb der Gewerkvereine stehenden) Arbeiter. 
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werden mussten, sobald auf einer anderen Grube ständige 
Arbeiter arbeitslos wurden« Die Bestimmung des Arbeits- 
lohnes erfolgte ebenfalls durch die Behörde, welche für die 
verschiedenen Gruben eines Reviers gleiche Normallöhne 
festsetzte. So bildeten die zahlreichen Steinkohlengruben des 
Bochumer Bergamtsbezirkes mit etwa 20.0G0 ständigen Berg- 
leuten eine einzige Knappschaft, deren vollberechtigte Mitglieder 
ein Recht auf Arbeit gegen einen Normallohn 
hatten und nur von dem Bergamte verlegt und abgelegt werden 
konnten." "<>) 

Von den drei Fostulaten, welche die Arbeiterbewegung 
unseres Jahrhunderts aufgestellt hat : das Recht auf Existenz, 
das Recht auf Arbeit und das Recht auf den vollen Arbeits- 
ertrag ^^^), haben demnach das erste Postulat in den meisten 
Berggesetzgebungen, das zweite wenigstens auf dem Gebiete 
der preuseischen Berggesetzgebung Anerkennung gefunden ! 

Arbeiterausstände. 

Das durch die Massenansammlung an einzelnen Orten, 
durch die Anerkennung als freie Männer und durch eine feste 
Organisation gesteigerte Selbstbewusstsein der Bergarbeiter 
führte schon zu Ende des 15, Jahrhunderts zu Arbeiterstrikes, 
welche in ihren Veranlassungen und in ihrem Verlaufe ein 
geradezu actuelles Interesse beanspruchen können. Auf öster- 
reichischem Boden waren es zuerst die Ausstände von 1490 
und 1525 im Innthale in Tirol ^^^) und 1496 zu Euttenberg in 
Böhmen 1*»), über welche wir Nachrichten besitzen. 

Von besonderem Interesse ist jedoch der grossartige 
Aufstand der Bergarbeiter zu Joachimsthal im 



^*^ Kloster mann, Lehrbach des prenesischen Bergrechts, S. 341, 342. 
^'^) Siehe A. Meng er, Das Recht auf den yoUen Arbeitsertrag, 

^^*) Siehe darüber S p e r g e s , Tiroler Bergwerksgeschichte, S. 252, 253. 
Der Strike von 1525 fährte zu einer Behebung der Beschwerden der Bergarbeiter 
durch einen eigenen Bescheid, welcher bei Wagner, Corpus juris met.f S. 138, 
abgedinckt ist. 

^^ Mtthlfeld, Merkwürdigkeiten der königlichen Bergstadt Knttenberg, 
S. 55. Dieser Ausstand — Ursache waren Lohnstreitigkeiten — hatte für die 
Bergarbeiter einen ungünstigen Ausgang. 
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Jahre 1525. ^^*) ^ Am Sonnabend Cantate versammelten sieh die 
Knappen auf dem Marktplatze, plünderten das Schloss und das 
Bathhaus, nahmen den Bürgermeister Thiksen gefangen, 
schleppten ihn auf das Bergwerk, wo sie ihn auf Capitulation 
entliessen, nachdem sie alle städtischen Privilegien und Schriften 
vertilgt hatten. Graf Stephan Schlick (der Besitzer des 
Bergwerks St. Joachimsthal) war zwar mit 300 Mann Fussvolk 
und einigen Reitern von Schlacken werd aufgebrochen; als er 
aber vernahm, dass die Zahl der Aufrührer über 3000 Mann 
zugenommen, kehrte er wieder nach Hause. Die ganze Umgegend 
in Böhmen und Sachsen wurde jedoch auf diese Vorgänge auf- 
merksam und. vereinigte sich, um die Ordnung so schnell wie 
möglich wieder herzustellen, da die Verschiedenheit der ßeligions- 
begriffe auch Theil daran hatte. Annaberg und Freiberg ^^5) 
schickten deputirte Vermittler, Wolf von Guttenstein zog 
dem Grafen Schlick zu Hilfe .... Indessen war auch Graf 
Alexander v. Leisnik angekommen, den die gleichzeitigen 
Chronisten als eine Art Giganten mit einer Donnerstimme 
schildern und war auf die Bebellen zugeritten, um sich als 
Vermittler zwischen die Parteien zu stellen. Als die Aufrührer 
die ernsten Anstalten bemerkten, so wurde das weitere Unter- 
handlungsgeschäft durch die Annaberger Deputirten eingeleitet 
und durch einen Compromiss auf acht Schieds- 
richter beendet." Folgt die Aufzählung der vier Schieds- 
richter für den Grafen Schlick und der vier für die 
Knappschaft. Die Schiedsrichter einigten sich über 35 Artikel, 
welche Gesetzeskraft erhielten, indem sie als eine Novelle zur 
ersten Joachimsthaler ßergordnung vom Jahre 1518 hinzu- 
gefügt wurden. Selbst die Bädeisführer des Aufruhrs blieben 
unbestraft, „nachdem sie auf öffentlichem Platze in einer eisernen 
Umkreisung vor zahlreichen Anwesenden ihre Schuld bekannt 
und sich dadurch entschuldigt hatten, dass sie vom Teufel 
verführt worden*. 



^'^) Mannscript im böhmischen Landesmnsenm , betitelt „Aufruhr und 
Empörung in Joachimsthal^ , im Auszug bei Sternberg, Geschichte der 
böhmischen Bergwerke. I, S. 325 f. 

^^^) Zwei blühende Bergstäde im benachbarten Sachsen. 
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Der Inhalt jener 35 Artikel ^^^) belehrt uns aufs Klarste 
über die Ursachen dieses Aasstandes , welche anderweitig 
nicht hervorgehoben werden. Es waren hauptsächlich Be- 
drückungen durch die untergeordneten Beamten, 
welche zur Empörung führten, und zwar: Benachtheiligung 
durch Zahlung des Lohnes in schlechter Münze (Art. 2, 3, 3), 
durch willkürliche Geldstrafen (Art. 9, 11), durch 
Zwang zur Abnahme von Lebensmitteln (Art. 13) und zu 
Geschenken an die Schichtmeister und Steiger (Art. 15), durch 
Benachtheiligung beim Eisen- und IJnschlittankauf (Art. 22, 
23); auch die Frage der Ueberschichten (Art. 17) und die 
Organisation der Arbeiter (Art. 28 — 31) wurden in 
Jenem Vergleichsprotokolle einer Lösung zugeft?hrt. 

Seit diesem Arbeiterausstande sind mehr als 3V2 Jahr- 
hunderte vergangen! 

^'*) Abgedrackt bei Schmidt, Sammlang der Berggesetze Oesterreichs. 
I, 1, S. 145. 
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